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Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Justiz, 
dem Herrn Bundesminister der Finanzen und dem Herrn Bun- 
desminister für Wirtschaft beantworte ich die Kleine Anfrage 
wie folgt; 


Wir fragen die Bundesregierung, 

1. ob sie § 5 StVZO in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Dezember 1967 (BGBl. I S. 1189) dahin gehend ändert, daß 
die Führerscheinklasse IV zum Führen von landwirtschaftlichen 
Zugmaschinen von nicht mehr als 30 km/h berechtigt, 


Die Tatsache allein, daß die Landmaschinenindustrie mehr und 
mehr Zugmaschinen auf den Markt bringt, die mehr als 20 km/h 
fahren können, wird von der Bundesregierung nicht als hin- 
reichender Grund angesehen, den Umfang der Fahrerlaubnis- 
klasse 4 zu erweitern. Sie beabsichtigt jedoch, die Fahrerlaub- 
nis der Klasse 4 auf Kraftfahrzeuge, deren durch die Bauart 
bestimmte Höchstgeschwindigkeit nicht mehr als 25 km/h bzw. 
30 km/h beträgt, auszudehnen, sofern sich die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften auf eine solche Regelung 
einigen. Eine entsprechende Richtlinie des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften wird z. Z. beraten und voraussichtlich 
noch im Laufe dieses Jahres verabschiedet werden. 
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Wir fragen die Bundesregierung, 

2. ob sie als Folge davon darauf hinwirkt, daß die entsprechenden 
anderen Bestimmungen des Straßenverkehrsrechts und der 
steuerrechtiichen und versicherungsrechtlichen Vorschriften 
geändert werden? 

Die für das Halten von in land- oder forstwirtschaftlichen Be- 
trieben usw. verwendeten Zugmaschinen gewährte Kraftfahr- 
zeugsteuerbefreiung sowie die einschlägigen versicherungs- 
rechtlichen Vorschriften werden von einer etwaigen Änderung 
des § 5 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung nicht be- 
rührt. Eine Änderung des § 8 des Straßenverkehrsgesetzes, 
welcher Kraftfahrzeuge, die auf ebener Bahn mit keiner höhe- 
ren Geschwindigkeit als 20 km/h fahren können, von der Ge- 
fährdungshaftung ausnimmt, kommt aus Gründen des Schutzes 
von Verkehrsopfern nicht in Betracht. 

In Vertretung: 

Wittrock 
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